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Presseerklärung: Beschluss des Verwaltungsgerichts Meiningen vom 16.07.2026 (2 E 1396/26 Me) zur geplanten Versammlung „Christopher Street Day Sonneberg 2026, Stoppt Queerfeindlichkeit - Wir sind hier, wir sind laut“ in Sonneberg am 18.07.2026
Die 2. Kammer des Verwaltungsgerichts Meiningen hatte sich in einem Eilverfahren mit der geplanten Veranstaltung zu befassen. 
Der Antragsteller (Anmelder der Versammlung) wandte sich im Wege des einstweiligen Rechtsschutzes gegen mehrere ‑ auch mit Widerspruch angegriffene ‑ Auflagen im Bescheid des Landratsamtes Sonneberg vom 29.06.2026. Die Kammer hat die aufschiebende Wirkung des Widerspruchs hinsichtlich sechs der sieben angegriffenen Auflagen wiederhergestellt und den Antrag im Übrigen abgelehnt. 
Erfolg hatte der Antrag, soweit der Bescheid anordnete, zwei Ordner hätten dafür Sorge zu tragen, dass, und zwar ausschließlich für den Fall, dass dies erforderlich werde, eine problemlose Identitätsfeststellung Betroffener erfolgen könne; andere als die angemeldeten und bestätigten Kundgebungsmittel nicht erlaubt seien; dass auf allen Druckwerken, die zur Versammlung oder im Vorfeld verwendet würden, Name und Anschrift der Druckerei und des Verlages genannt bzw. Name und vollständige Anschrift des Verfassers angegeben sein müssten (§ 7 Thüringer Pressegesetz); dass Fahnen an Stangen, die aus Weichholz oder Kunststofflehrrohren bestehen müssten, mit einer maximalen Länge bis 3 m angebracht sein müssten und soweit nicht nur Spruchbänder verwendet würden, bei den Transparenten (Banner) darauf zu achten sei, dass deren Stangen aus Holz seien, deren Länge nicht mehr als 2 m und deren Durchmesser nicht mehr als 3 cm betragen würde; dass die Verwendung der Kundgebungsmittel auf die Zeit der angemeldeten Versammlung beschränkt und in der Öffentlichkeit vor Beginn und nach Beendigung der Versammlung nicht zugelassen sei; dass der Versammlungsleiter dafür Sorge zu tragen habe, dass der Kundgebungsort in einem sauberen und ordnungsgemäßen Zustand verlassen werde.
Hinsichtlich dieser Auflagen fehlt es zum Teil bereits vollständig an der Begründung, zum Teil jedenfalls an einer für das Gericht überprüfbaren Gefahrenprognose. 
Soweit der Antragsteller sich gegen die Auflage gewandt hat, mit der Waffen, gefährliche Gegenstände und Vermummungen verboten wurden, war der Antrag abzulehnen. Zum einen ist diese Auflage als deklaratorischer Hinweis auf den Gesetzeswortlaut des § 2 Abs. 3 und § 17a Abs. 2 VersG zu verstehen. Zum anderen hat der Antragsgegner diese Auflage zumindest ansatzweise begründet und eine Gefahrenprognose vorgenommen. 
Die Entscheidung ist nicht rechtskräftig. Dagegen ist die Beschwerde zum Thüringer Oberverwaltungsgericht möglich.
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